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424. Die Anträge auf Annahme zur Vorbe⸗ 
reitung für den Gewerbeaufſichtsdienſt laſſen häufig 
erkennen, daß den Studierenden und auch den Be⸗ 
hörden unbekannt iſt, von welchen Bedingungen 
gegenwärtig die Ernennung zum Gewerbereferendar 
abhängig iſt. 

Die Beſtimmungen der Vorbildungs⸗ und 
Prüfungsordnung für die Gewerbeaufſichtsbeamten 
vom 7. September 1897 und der Anweiſung dazu 
vom 13. November 1897 (Min.⸗Bl. d. i. V. 1898 
S. 29) haben auch heute noch Geltung. Seit dem 
1. Januar 1904 iſt außer den darin bezeichneten 
Vorausſetzungen auch der Beſitz des Reifezeugniſſes 
einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt Vorbedingung 
für den Eintritt in den Gewerbeaufſichtsdienſt. 

Demnach ſind den Geſuchen um Annahme zur 
Vorbereitung für den Gewerbeauſſichtsdienſt, die mir 
einzureichen ſind, beizufügen: 

1. Der von dem Bewerber ſelbſt verfaßte und 
eigenhändig geſchriebene Lebenslauf. 
2. Das Reifezeugnis einer neunklaſſigen höheren 

Lehranſtalt. 

3. Das Zeugnis über 
a) die Prüfung als Bergreferendar oder 
b) die Diplom⸗Vor⸗ und Hauptprüfung als 
Hütteningenieur oder als Maſchineningenieur 
an der Bergakademie oder einer anderen 
preußiſchen techniſchen Hochſchule oder 

c) die in den Bundesratsbeſtimmungen vom 

22. Februar 1894 bezeichnete Vorprüfung 
als Nahrungsmittelchemiker oder die Diplom⸗ 
prüfung als Chemiker an einer preußi⸗ 
ſchen techniſchen Hochſchule oder die Habili⸗ 
tatlon für Chemie oder die Doktorpromotion 
an einer preußiſchen Univerfität, wenn 
Chemie bei der Promotionsprüfung das 
Hauptfach bildete. 

4. Von den 

a) diplomierten Hütten⸗ und Maſchineninge⸗ 

nieuren der Nachweis, daß ſie wenigſtens ein 


Jahr lang auf einem Hüttenwerk oder in 
einem verwandten Betrieb oder im Maſchinen⸗ 
bau praktiſch gearbeitet oder ein ſolches 
Werk zwei Jahre lang ganz oder teilweiſe 
geleitet haben; 

b) von den Nahrungsmittelchemikern, den 
Diplomchemikern und den Doktoren und 
Dozenten der Chemie der Nachweis, daß 
ſie wenigſtens zwei Jahre lang den Betrieb 
ER Fabrik ganz oder teilweiſe geleitet 
aben. 

5. Das Zeugnis eines beamteten (Kreis-) Arztes 
darüber, daß der Bewerber von kräftigem 
Körperbau und frei von körperlichen Gebrechen iſt. 
Die Zeugniſſe und Nachweiſe ſind in Urſchrift 

einzureichen. 

Berlin W 66, den 15. Mai 1907. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J.⸗Nr. III. 4207. In Vertretung: Dr. Richter. 
425. Remonteankauf für 1907. 

1. Zum Ankauf dreijähriger, ausnahmsweiſe vier: 
jähriger Remonten ſollen in dieſem Jahre im 
Regierungsbezirke Frankfurt a. O. die nachbezeich⸗ 
neten öffentlichen Märkte abgehalten werden: 


Am 7. Juni 8° vorm. in Croſſen (Oder), 

v 11. 7 10% 7 1 Vietz 

„ 12. „ 8 „ „ Friedeberg Stadt 
(Neumark). 


2. Die angekauften Pferde werden ſofort abge⸗ 
nommen und gegen Quittung bar bezahlt. 

3. Pferde mit Mängeln, die geſetzlich den Kauf 
rückgängig machen, ſind vom Verkäufer gegen 
Erſtattung des Kaufprelſes und der Unkoſten 
zurückzunehmen, desgleichen Pferde, die ſich 
während der erſten 28 Tage nach dem Tage 
der Einlieferung in das Depot als Klophengſte 
erweiſen. Die geſetzmäßige Gewährsfriſt wird 
für periodiſche Augenentzündung (innere Augen⸗ 
entzündung, Mondblindheit) auf 28 Tage nach 
dem Tage der Einlieferung in das Depot ver⸗ 
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längert, für Koppen (Krippenſetzen) auf 10 Tage 
vom genannten Zeſtpunkte ab verkürzt. 

4. Verkäufer, die Pferde vorführen, die ihnen 
nicht eigentümlich gehören, müſſen ſich gehörig 
ausweiſen können. 

5. Der Verkäufer iſt verpflichtet, jedem verkauften 
Pferde eine neue, ſtarke, rindlederne Trenſe 
mit glattem, ſtarkem Gebiß (keine Knebeltrenſe) 
und eine neue Kopfhalfter von Leder oder 
Hanf mit zwei mindeſtens 2 Meter langen 
Stricken unentgeltlich mitzugeben. 

6. Zur Feſtſtellung der Abſtammung der Pferde 
find die Deck⸗ und Füllenſcheine mitzubringen. 

Auch werden die Verkäufer erſucht, die 
Schweife der Pferde nicht übermäßig zu be⸗ 
ſchneiden und die Schwanzrübe nicht zu ver⸗ 
kürzen. 

7. Vorſtehende Ankaufsbedingungen gelten auch 
für nicht öffentliche Märkte. 

Berlin, den 12. Februar 1907. 
Krie gsminiſterium. Remonte⸗Inſpektion. 
gez. v. Damnitz. 

Bekanntmachung der Hauptverwaltung 

der Staatsſchulden. 
426. Die Zinsſcheine Reihe III Nr. 1 bis 20 
zu den Schuldverſchreibungen der 3 / igen deutſchen 
Reichsanleihe von 1887 über die Zinſen für die 
zehn Jahre vom 1. Juli 1907 bis 30. Juni 1917 
nebſt den Erneuerungsſcheinen für die folgende Reihe 
werden vom 1. Juni d. Js. ab ausgereicht, und 


zwar: 

durch die Königlich Preußiſche Kontrolle der 
Staatspapiere in Berlin S. W. 68, Oranien⸗ 
ſtraße 92/94, 

durch die Königliche Seeh indlung (Preußiſche 
Staatsbank) in Berlin W. 56, Markgrafen⸗ 
ſtraße 46 a, 

durch die Preußtiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in 
Berlin C 2, am Zeughauſe 2, 

durch sämtliche Reichsbankhaupt⸗ und Reichsbank⸗ 
ſtellen und ſämtliche mit Kaſſeneinrichtung ver⸗ 
ſehene Reichsbanknebenſtellen, 

durch ſämtliche preußiſche Regierungshaupfkaſſen, 
le und hauptamtlich verwaltete Forſt⸗ 
aſſen, 

durch die Hauptzoll⸗ und Steuerkaſſen, 

durch ſämtliche preußiſche Hauptzoll⸗ und Haupt⸗ 
ſteuerämter, 

durch alle den preußiſchen Hauptzoll⸗ und Haupt⸗ 
ſteuerämtern untergeordneten Amtsſtellen der 

Verwaltung der indirekten Steuern, ſowie 

durch diejenigen Oberpoſtkaſſen, an deren Sig ſich 
keine Reiche bankanſtalt befindet. 

Formulare zu den Verzeichniſſen, mit welchen 
die zur Abhebung der neuen Zinsſcheinreihe be⸗ 
rechtigenden Erneuerungsſcheine (Anweiſungen, Ta⸗ 
lons) einzuliefern ſind, werden von den vorbezeichneten 
Aus reichungsſtellen unentgeltlich abgegeben. 


Der Einreichung der Schuldverſchreibungen be⸗ 
darf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden ge⸗ 
kommen ſind; in dieſem Falle ſind die Schuldver⸗ 
ſchreibungen an eine der Ausreichunggſtellen mittels 
beſonderer Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 27. Mai 1907. 

II. 378. Reichsſchuldenverwaltung. von Bitter. 
Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗ 
Präſidenten der Provinz Brandenburg. 
427. Des Königs Majeſtät haben mittels Aller⸗ 
höchſten Erlaſſes vom 8. Mai d. Is. die von dem 
Kommunallandtage des Markgraftums Niederlauſitz 
am 7. April d. Is. vollzogenen Wiederwahlen des 
Landesdirektors der Provinz Brandenburg, Wirk⸗ 
lichen Geheimen Rats Freiherrn von Manteuffel 
auf Kroſſen zum Vorſitzenden des Kommunalland⸗ 
tags und des Standesherrn Grafen zu Lynar auf 
Lübbenau zum Stellvertreter des Vorſitzenden für 
die dreijährige Wahlperiode 1908/10 zu beſtätigen 
eruht. 

P Potsdam, den 22. Mai 1907. 

Der Oberpräſident. von Trott zu Solz. 
Verordunngen und Bekanntmachungen der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
428. Oeffentlicher Wetternachrichtendienſt 

in Norddeutſchland. 

Der im letzten Sommer zum erſten Male durch⸗ 
geführte öffentliche Wetterdienft, der durch 
Auegabe von Wettervorherſagen und raſche Ver⸗ 
breitung von Witterungsnachrichten in erſter Linie 
den Landwirten Gelegenheit geben ſoll, das 
jeweils bevorſtehende Wekter bei ihren Arbeiten 
beſſer berückſichtigen zu können als bisher, wird im 
laufenden Jahre mit dem 1. Mai wieder ein⸗ 
gerichtet werden. Den beteiligten Kreiſen werden 
doher nachſtehend die wichtigſten Punkte über die 
Einrichtung des Wetterdienſtes und ſeine Aufgaben 
in Erinnerung gebracht. 

Das Gebiet Norddeutſchlands iſt in 10 Wetter⸗ 
dienftbezirfe eingeteilt, deren jeder eine Wetterdienſt⸗ 
ſtelle beſitzt. Dieſe Dienſtſtellen haben ihren Sitz in 
Königsberg i. Pr., Bromberg, Breslau, 
Berlin, Magdeburg, Hamburg, Weilburg, 
Aachen, Frankfurt a. M. und Ilmenau. Alle 
dieſe Dienſtſtellen empfangen an jedem Morgen 
durch Vermittlung der Hamburger Seewarte tele 


graphiſch die Wetterbeobachtungen, die um 8 Uhr 


morgens an etwa 70 über ganz Europa verteilten 
Wetterſtatlonen angeſtellt find. Außerdem erhalten 
ſie telegrophiſche Morgenberichte von einigen wich⸗ 
tigen Orten ihres Bezirks und Poſtkarten von einer 
größeren Anzahl über Deutſchland verteilter Statid‘ 
nen, die das Weiter des Vortages melden. 
Mittels dieſer verſchiedenen Angaben werden 
Karten über die Witterungsvertellung in Europa 
hergeſtellt. Auf Grund von Vergleichungen dieler 
Karten mit denen der vorangegangenen Tage, 10" 
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auf Grund genauer Beobachtungen der Witterungs⸗ 
vorgänge am Orte der Wetterdienſtſtelle werden als⸗ 
dann „Wettervorherſagen“ für den Nachmittga 
und den nächſten Tag aufgeſtellt. Dieſe Vorher⸗ 
ſagen, die nach den klimatiſchen Unterſchieden inner⸗ 
halb des Bezirks für verſchledene Gebietsteile eine 
verſchiedene Faſſung erhalten können, werden der 
nächſt gelegenen Telegraphenanſtalt bis 11 Uhr vor⸗ 
mittags mitgeteilt, ſofort telegraphiſch an alle Tele⸗ 
graphenanſtalten des Bezirks weitergegeben und 
während der Sommermonate dort vor 12 Uhr 
mittags öffentlich ausgehängt. Sie ſind außerdem 
gegen ermäßigte Abonnementsgebühren durch die 
Poſt zu beziehen. Die Vorherſagen kennzeichnen 
das Wetter kurz und follen außerdem nach Möglichkeit 
regelmäßig ausſprechen, ob am nächſten Tage Nieder⸗ 
ſchläge zu erwarten ſind. Dabei wird in den An⸗ 
gaben über Eintrittzeit, Dauer und Stärke der er⸗ 
warteten Niederſchläge immer größere Beſtimmtheit 
angeſtrebt werden. > 

Außer der Vorherſage wird während des 
ganzen Jahres eine gedruckte „Wetterkarte“ in 
den Vormittagsſtunden hergeſtellt und baldmöglichſt 
durch die Poſt verbreitet. Die Wetterkarte iſt eine 
Landkarte, die mit einfachen, auf jedem Blatt er⸗ 
klärten Zeichen die Verteilung des Luftdrucks über 
Europa darſtellt und Angaben über Temperatur, 
Bewölkung, Niederſchlag und Wind an den einzelnen 
Beobachtungsſtatlonen enthält. Sie gibt alſo einen 
Ueberblick über die Wetterlage in Europa um 8 Uhr 
vormittags. Außerdem enthält die Karte eine kurze 
ſachliche Schilderung der Witterungsverteilung und 
eine allgemein gehaltene Wettervorherſage. Dieſe 
Karten erleichtern ſomit dem Leſer das Verſtändnis 
für die am eigenen Wohnorte beobachteten Witterungs⸗ 
vorgänge und geben ihm die Möglichkeit, ſeine eigenen 
Anſchauungen über das kommende Wetter zu ver⸗ 
vollfommnen. Es wäre ſehr zu wünſchen, daß 
ſeitens der Gemeinden auf die Wetterkarte 
abonniert würde, um ſie an allen Telegraphen⸗ 
anſtalten, Dienſtgebäuden, Schulen uſw. öffent⸗ 
lich auszuhängen. Auch iſt zu hoffen, daß zahl⸗ 
reiche Private von der Möglichkeit des billigen 
Abonnementsbezuges (monatlich 0,50 M.) Ge⸗ 
brauch machen. Sämtliche Poſtanſtalten nehmen 
Beſtellungen entgegen. Da der Wert der Weiter: 
karten durch tunlichſt beſchleunigte Zuſtell ung 
erhöht wird, ſo wird nach dieſer Richtung auf Grund 
der bisherigen Erfahrungen künftig alles verſucht 
werden, um die Zuſtellung an die Abonnenten noch 
im Laufe des Ausgabetages zu bewirken, ſo⸗ 
weit dies überhaupt nach den poſtaliſchen Einrich⸗ 
tungen möglich iſt. Größere Wetterdienſibezirke 
ſollen zur Erreichung dieſes Zieles beſondere Neben⸗ 
ftellen zur Ausgabe von Wetterkarten erhalten. 

Es muß auch hier wieder ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben werden, daß der Wettervorherſagedienſt eine 


neue Einrichtung iſt, die mehr oder weniger den 


Charakter eines Verſuchs trägt und dementſprechend 
zu beurteilen iſt. Die im Laufe der Zeit zu ſam⸗ 
melnden Erfahrungen werden dazu beitragen, die 
Einrichtung allmählich zu vervollkommnen. So 
werden der Umfang der Bezirke, die von einer 
Stelle aus mit Nachrichten gut verſorgt werden 
können, die gegenſeitige Abgrenzung dieſer Bezirke, 
ihre Einteilung in kleinere Gebiete mit verſchiedenen 
Vorherſagen und vielerlei andere Dinge erſt auf 
Grund der weiter zu gewinnenden Erfahrungen in 
immer zweckmäßigerer Weiſe geordnet werden können. 

Wenn alſo nicht ſchon von der nächſten Zukunft 
erwartet werden kann, daß ſich der Wettervorher⸗ 
ſagedienſt als eine durchweg einwandfreie Einrichtung 
erweiſt, ſo wird doch dies Ziel um ſo eher und um 
ſo vollſtändiger erreicht werden, je mehr die be⸗ 
teiligte Bevölkerung durch verſtändnis⸗ 
volles Eingehen auf die geſchilderten Ver⸗ 
hältniſſe zur Ueberwindung der Schwierig⸗ 
keiten und zur Förderung des Gelingens 
beiträgt. 

Frankfurt a. O., den 21. Mai 1907. 

Der Regierungspräſident. 

429. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat am 13. d. Mts. dem Vater⸗ 
ländiſchen Frauen⸗ Zweigverein zu Seelow die Ges 
nehmigung erteilt, am 22. Oktober d. Js. zu wohl⸗ 
tätigen Zwecken eine öffentliche Verloſung von ge⸗ 
ſchenkten Gegenſtänden nach Maßgabe des dar 
gelegten Planes zu veranſtalten, wonach 4000 Loſe 
zu je 50 Pf. im Kreiſe Lebus ausgegeben und eine 
Anzahl Gewinne im Geſamtwerte von 900 - 1000 
Mark gezogen werden ſollen. Als Gewinne dürfen 
nicht ausgeſetzt werden: 

Bares Geld, unmittelbar oder mittelbar durch 
Zuſicherung der Zahlung des Wertes der Gewinne, 
unbewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, 
Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere Gegen ⸗ 
ſtände von edlem Metall, bei denen der Wert der 
Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältnis zu dem Metallwerte ſteht. Zahl 
und Preis der auszugebenden Loſe, das Abſatzgebiet 
der letzteren, Ort und Zeit der Verloſung, Anzahl 
und Geſamtwert der Gewinne müſſen auf den 
Loſen angegeben ſein. Außerdem muß jedes Los 
in hervortretender Schrift folgenden Vermerk ent⸗ 

alten: 
; „Eine Auszahlung der Gewinne in Geld ift 
ausgeſchloſſen.“ 

Frankfurt a. O., den 23. Mai 1907. 

Der Regierungspräſident. 
430. Nachdem eine größere Zahl von Gewerbe⸗ 
treibenden die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der Lebensmittel⸗ 
(Kolonialwaren) Geſchäfte in der Stadtgemeine Lands⸗ 
berg a. W. beantragt hat, wird hiermit bekannt 
gemacht, daß der Herr Oberbürgermeiſter in Lands⸗ 
berg a. W. von mir zum Kommiſſar behufs Feſt⸗ 
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ftellung der gemäß § 139 f Abſatz 2 der Gewerbes 
ordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1900 er⸗ 
forderlichen Zahl von einem Drittel beteiligten 
Geſchäftsinhaber ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 30. Mai 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
431. Die getroffene Anordnung wegen der Er⸗ 
richtung einer Zwangsinnung für das Tiſchlerge⸗ 
werbe mit dem Sitze in Soldin vom 21. April 1907 
(abgedruckt Regierungsamtsblatt S. 105) wird da⸗ 
hin ergänzt, daß der Bezirk der Innung auf die 
ländliche Ortſchaft Roſenthal im Kreiſe Soldin aus⸗ 
gedehnt wird. 
Frankfurt a. O., den 27. Mai 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
432, Der bisherige Konſul von Nicaragua in 
Berlin, Johannes Pein, iſt zum Generalkonſul von 
Nicaragua in Berlin ernannt worden. 
Frankfurt a. O., den 30. Mai 1907. 
i Der Reglerungspräſident. 
433 Mit Genehmigung des Herrn Ober⸗ 
präſidenten ſoll in Frankfurt a. O. und zwar in der 
Fürſtenwalderſtraße zwiſchen der Einmündung der 
Zimmerſtraße und dem Wilhelmsplatz eine Apotheke 
errichtet werden. 
Geeignete Bewerber fordere ich auf, ſich bis 
zum 4. Juli d. Is. ſchriftlich bei mir zu melden. 
Der Meldung ſind beizufügen: 

1. eine Lebensbeſchreibung, 

2. das Approbationszeugnis, 

3. eine nach der Zeitfolge geordnete Ueberſicht 
über die bisherige Tätigkeit ſeit der Appro⸗ 
bation, enthaltend: 

a) die Anfangs⸗ und Endzeiten nach Tages⸗ 
daten in zuſammenhängender Reihe und 
unter fortlaufenden Nummern (ſiehe zu 4), 

b) den Ort und 

e) die Art der Beſchäftigung, namentlich auch 
für die Zeit der Unterbrechung der Apotheker⸗ 
tätigkeit, 

4. die Servierzeugniſſe nach der Approbation, die 
amtsärztlich beglaubigt, nach der Zeitfolge ge⸗ 
ordnet und mit den entſprechenden Nummern 
der Zuſammenſtellung zu 3 verſehen ſein 
müſſen, 

5. die polizeilichen Führungszeugniſſe für die Zeit 
von der Approbation bis zur Gegenwart, 

6. der amtlich beglaubigte Nachweis aus neueſter 
Zeit über die zur Errichtung einer Apotheke 
erforderlichen Mittel, 

7. die eidesſtaitliche Erklärung des Bewerbers, 
daß er eine Apotheke noch nicht beſeſſen hat, 
oder, wenn dies der Fall ſein ſollte, die 
Angabe des Ortes, an dem er eine ſolche be⸗ 
ſeſſen, unter Benennung des Kauf und Der: 
kaufspreiſes, ſowie unter eingehender Dar⸗ 
legung der Gründe, aus denen er fein Befip- 
recht an der Apotheke aufgegeben hat. 


Geſuche, deren Anlagen nicht vollſtändig ſind, 
können nicht berückſichtigt werden. 

Die Konzeſſion wird in Gemäßheit des Aller⸗ 
höchſten Erlaſſes vom 30. Juni 1894 als eine un⸗ 
vererbliche und unveräußerliche verliehen. Ihr In⸗ 
haber iſt ſomit zur Präſentation eines Geſchäfts⸗ 
nachfolgers nicht berechtigt. 

Da eine anderweite Regelung des Apotheken⸗ 
konzeſſionsweſens beabſichtigt iſt und dabei auch in 
Frage ſteht, ob den Konzeſſionaren eine noch näher 
zu beſtimmende Betriebsabgabe auſerlegt werden ſoll, 
bleibt es vorbehalten, dieſer Betriebsabgabe auch 
die vorliegende Konzeſſion zu unterwerfen. 

Schließlich weiſe ich darauf hin, daß Geſuche 
von Bewerbern, die nach dem Jahre 1893 appro⸗ 
biert ſind, bei der großen Zahl älterer Bewerber 
keine Ausſicht auf Berückſichtigung haben, und daß 
eine perſönliche Vorſtellung zwecklos iſt. 

Frankfurt a. O., den 31. Mai 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
434. Der Kreisaſſiſtenzarzt Dr. Schlieben, 
der die durch die Verſetzung des Kreisarztes Medi⸗ 
zinalrats Dr. Prieſter nach Reppen erledigte Kreis⸗ 
arztſtelle in Zielenzig bisher kommiſſariſch verwaltet 
hat, iſt zum Kreisarzt des Kreiſes Oſt⸗Sternberg 
ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 1. Juni 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

435. Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes des 
Landkreiſes Landsberg a. W. iſt das bisher im 
Eigentume Seiner Hoheit des Herzogs Friedrich von 
Anhalt befindlich geweſene, von dem Fleiſchermeiſter 
W. Böſe in Stolzenberg erworbene Kruggehöft, 
Parzelle 345/58 und 346/59 des Kartenblattes 1 
der Grundſteuerkarte und der Gebäudeſteuerrolle 
Nr. 5 Litt. a, b, o von Stolzenberg, 0,2190 ha 
groß, vom Gutsbezirk Stolzenberg abgetrennt und 
mit dem Gemeindebezirke Stolzenberg vereinigt 
worden. 

Bekanntmachung des Regierungs- 

Präſidenten zu Potsdam. 

436. In Abänderung des § 49 Ziffer 5 der 
Strom: und Schiffahrtspolizeiverordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1896 wird widerruflich beſtimmt, daß auf der 
kanaliſierten Spree von der Schleuſe Kersdorf bis 
Schleuſe Gr.⸗Tränke — Fürſtenwalder Spree —, 
ſofern deren beide Ufer kenntlich ſind, auch bei der 
Talfahrt vier Fahrzeuge im Anhange geſchleppt 
werden dürfen. 

Potsdam, den 21. April 1907. 

Der Regterungspräfident 
als Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 
Bekanntmachung des Vorſitzenden der ſtaat⸗ 
lichen Kommiſſion zur Abhaltung der Huf⸗ 
beſchlagsprüfungen zu Frankfurt a. O. 
437. Unter Hinweis auf die im Regierungs⸗ 
amtsblatte für 1906, Stück 50, Seite 282, ver⸗ 
öffentlichte Bekanntmachung vom 5. Dezember v. Js. 
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wird hierdurch wiederholt zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß die nächſte Prüfung über dle Be⸗ 
fähigung zum Betriebe des Hufbeſchlaggewerbes vor 
der ſtaatlichen Prüfungskommiſſion in Frankfurt a. O. 

am Mittwoch den 3. Jali d. Js. 
ſtattfindet. 

Etwaige Meldungen ſind unter Beifügung der 
erforderlichen Unterlagen alsbald an den Unter⸗ 
zeichneten zu richten. 

Frankfurt a. O., den 1. Juni 1907. 

Der Vorſitzende der ſtaatlichen Kommiſſion zur 
Abhaltung der Huſbeſchlagsprüfungen. 
Buch, Veterinärrat. 
Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
438. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung 
vom 9. v. MS. heute geſchehenen öffentlichen Ver⸗ 
loſung von 3 proz. Rentenbriefen der Provinz 
Brandenburg ſind folgende Stücke gezogen worden: 

Litt. F zu 3000 Mk. 2 Stück und zwar die 

Nr. 13, 33. 
Litt. J zu 75 Mk. 2 Stück und zwar die 
Nr. 52, 53. 

Die Inhaber dleſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit dem dazu gehörigen Zins⸗ 
ſchein Nr. 96 der Reihe 2 nebſt Erneuerungsſchein 
bei der Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76 I hierſelbſt, 
vom 1. Juli 1907 ab an den Werktagen von 9 bis 
1 Uhr einzuliefern, um hiergegen und gegen Quittung 
den Nennwert der Rentenbriefe in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. Juli 1907 ab hört die Verzinſung 
der vorgenannten Rentenbriefe auf, dieſe ſelbſt aber 
verjñähren mit dem Schluſſe des Jahres 1917 zum 
Vorteil der Rentenbank. Die Einlieferung ausge⸗ 
loſter Rentenbriefe an die Rentenbankkaſſe kann auch 
durch die Poſt portofrei und mit dem Antrage er⸗ 
folgen, daß der Geldbetrag auf gleichem Wege über⸗ 
mittelt werde. 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers und zwar bei 
Nummen bis zu 800 Mk. durch Poſtanweiſung. 
Sofern es ſich um Summen über 800 Mk. handelt, 
iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige 
Quittung beizufügen. 

Berlin, den 16. Februar 1907. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
erſonal⸗ Nachrichten. 
439. Dem Regierungsbaumeiſter a. D. Deich⸗ 
inſpektor Hager in Freienwalde a. O. iſt der 
Charakter als Baurat verliehen worden. 
440. Der Regierungsſekretär Grund hier iſt 
zum Regierungshauptkaſſenbuchhalter ernannt worden. 
44 Der Königliche Seminaroberlehrer Kohl⸗ 
bach iſt vom 1. April 1907 ab in gleicher Amts⸗ 
eigenſchaft von dem Königlichen Schullehrerſeminar 
in Droſſen an das Königliche Schullehrerſeminar in 
Havelberg verſetzt worden. 


442. Dem cand. philol. Franz Haimer in 
Gosda, Kreis Kottbus, iſt die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrer und Erzieher im 
Regierungsbezirke erteilt worden. 

443. Der Steuerſupernumerar Kieper in 
Croſſen a. O. iſt vom 1. April 1907 ab zum 
Steuerſekretär ernannt worden. 

444. Seine Majeſtät der Kaiſer und König 
haben Allergnädigſt geruht, dem in der Stiftsober⸗ 
förſterei Neuzelle beſchäftigten Holzhauermeiſter 
Ehriſtian Wehlau in Ullersdorf das Allgemeine 
Ehrenzeichen zu verleihen. 

445. Dem Fräulein Helene Breetzke in 
Stennewitz, Kreis Landsberg, iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Er⸗ 
zieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 

446. Dem Fräulein Martha Nerlich in Groß⸗ 
oßnig, Kreis Kottbus, iſt die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

447. Dem Fräulein Gertrud Bandelow in 
Sablath, Kreis Sorau, iſt die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

448. Der Kindergärtnerin Gertrud Moritz in 
Hochzeit, Kreis Arnswalde, iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

449. Uebertragen die Verwaltung einer Stelle 
für Bezirksaufſichtsbeamte dem Poſtinſpektor Schultze 
in Homburg v. d. H., die Vorſteherſtelle des Poſt⸗ 


amts in Seelow dem Poſtmeiſter Vintzelberg in 
Gersk. 


450. Der bisherige Pfarramtskandidat Gott⸗ 
fried Hermann Wilhelm Lindner if zum Pfarrer 
der Parochie Berg vor Croſſen, Diözeſe Croſſen g. O. I, 
beſtellt worden. 

451. Erledigt iſt die Diakonatsſtelle magiſtra⸗ 
tualiſchen Patronats zu Berlinchen, Diözeſe Soldin, 
durch Verſetzung des Diakonus Laux in die Pfarr⸗ 
ſtelle zu Neuendorf, Diözeſe Croſſen IT. 


52. Bekanutmachun 
betreffend die Berufs⸗ und Betriebszählung 
vom 12. Juni 1907. 

Nach § 7 der Anweisung für die Gemeinde⸗ 
vorſtände (Druckſache Nr. VI) müſſen die von der 
Bevölkerung ausgefüllten Erhebungspapiere der 
Berufs⸗ und Betriebszählung durch die Zähler ſorg⸗ 
fältig auf ihre Nichtigkeit geprüft und außerdem 
von den Ortsbehörden oder deren Beauftragten 
einer gründlichen Nachprüfung, welche ſich auf 
die Vollſtändigkeit des Materials, die Richtigkeit der 
Eintragungen, ſowie auf die vorſchriftsmäßige Aus⸗ 
fiellung der Land⸗ und Forſtwirlſchaftskarten, der 
Gewerbebogen und der Gewerbeformulare zu er⸗ 
ſtrecken hat, auf jeden Fall unterzogen werden. 
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Diefe zwingende Vorſchrift wird hierdurch noch 
beſonders in Erinnerung gebracht und hinzugefügt, 
daß bei der Nachprüfung durch die Gemeindevor⸗ 
ſtände, die Zählungsausſchüſſe oder die ſonſtigen 
Beauftragten folgende, aus Veranlaſſung von An⸗ 
fragen einzelnen Gemeinden teilweiſe bereits mit 
geteilte Grundſätze allgemein und ſorgfältig 
zu beachten ſind. 

Grundſätze 
für die Ausfüllung der Erhebungspapiere und deren 
Nachprüfung durch die Gemeindebehörden. 
I Zur Haushaltungeliſte. 

1. Haushaltungsliften find auch, wenn ſämt⸗ 
liche Haushaltungsmitglieder vorübergehend abweſend 
ſind, auszufüllen. 

2. Wenn aus der Ausfüllung der Spalte 8 
„Familienſtand“ hervorgeht, daß ein Familienhaupt 
vorhanden ſein muß, dieſes aber nicht, auch nicht 
als vorübergehend abweſend eingetragen iſt, iſt der 
Sachverhalt aufzuklären. 

3. Wenn es wahrſcheinlich iſt, daß vorüber⸗ 
gehend anweſende Perſonen irrtümlich unter B der 
Haushaltungsliſte eingetragen ſind, iſt Berichtigung 
zu veranlaſſen. 

4. Falls Töchter, Schweſtern, Schwägerinnen 
oder ſonſtige nähere Verwandte des Haushaltungs⸗ 
vorſtandes als Dienſtmädchen und dergl. in dem be⸗ 
treffenden Haushalte verzeichnet ſind, iſt in der Regel 
der Sachverhalt durch Rückfrage aufzuklären und zu 
beſtätigen. 

5. Die Angabe des ſtändigen Wohnorts Spalte 4 
der Haushaltungsliſte) bei vorübergehend anweſenden 
Perſonen darf niemals fehlen, wenn die Perſon In⸗ 
haber oder Leiter eines landwirtſchaftlichen oder ge⸗ 
werblichen Betriebes iſt, weil die Angabe alsdann 
für die Betriebsſtatiſtik erforderlich tft. 

6. Einem ſelbſtändigen Landwirte oder Gewerbe⸗ 
treibenden in der Haushaltungsliſte muß in der Regel 
eine Land⸗ und Forſtwirtſchaftskarte oder ein Gewerbe: 
formular oder ein Gewerbebogen entſprechen. Bei 
(dauernd anweſenden) Perſonen, die ihren Betrieb 
außerhalb des Zählbezirks haben, iſt nachzuprüfen, 
ob an den Stellen, die in Spalte 12 der Kontroll⸗ 
liſte angegeben ſind, die Zählpapiere ausgeſtellt ſind, 
ſoweit der Betrieb innerhalb der Gemeinde liegt. 

7. Iſt bei Fabrikanten, Fabrikarbeitern, Ge⸗ 
ſellen, Gehilfen, Tagelöhnern, Arbeitern oder Lehr⸗ 
lingen der beſondere Berufszweig nicht erſichtlich, To 
iſt er durch Nachfrage zu ermitteln. (Vergl. Er⸗ 
läuterungen zu Spalte 10 der Haushaltungsliſte.) 

8. Wenn aus der Land» und Forſtwirtſchafts. 
karte oder dem Gewerbeformular oder Gewerbebogen 
hervorgeht, daß die Ehefrau oder andere Familien⸗ 
angehörige „helfen“, in der Haushaltungsliſte jedoch 
ein Eintrag dafür ſich nicht findet, ſo iſt der ent⸗ 
ſprechende Haupt⸗ oder Nebenberuf durch Rückfrage 
feſtzuſtellen und nachzutragen. 

9. Hausfrauen, die die Hauswirtſchaft beſorgen 


und im Hauſe beruflich tätig ſind, ſind im Zweifels⸗ 
falle als neben beruflich tätig anzuſehen. 

10. Ehrenamtliche Tätigkeiten werden weder als 
Haupt⸗ noch als Nebenberuf berückſichtigt. Einer 
Eintragung ſolcher ehrenamtlichen Tätigkeiten in den 
Spalten 10 bis 13 bedarf es daher nicht. 

11. Die Angabe des Geburtsortes (Spalte 7 
der Haushaltungsliſte) muß ſo genau ſein, daß ſie 
für Preußen den Geburtskreis, für die größeren 
deutſchen Bundesſtaaten den Verwaltungsbezirk (Re⸗ 
gierungsbeztrt, Kreishauptmannſchaft, Kreis uſw.) 
und für das Ausland den Staat erkennen läßt. 

12. Den Einträgen in den Spalten 14 bis 22 
der Haushaltungsliſte iſt die ſchärfſte Kontrolle zu⸗ 
zuwenden, damit hier unrichtige und unvollitändige 
Angaben vermieden werden. In den Spalten 20 
bis 22 ſind Angaben über Waiſen, die 18 Jahre und 
älter ſind, nicht zu machen; auch für Waiſen von 
unter 18 Jahren haben Angaben dann zu unter⸗ 
bleiben, wenn ſie bereits verheiratet ſind; dagegen 
find für unter 18 jährige Waiſen auch dann Ein⸗ 
träge zu machen, wenn fie einen Stief⸗ oder Aboptio- 
vater oder bei verftorbenen eigenen Eltern eine Stief⸗ 
mutter haben. 

II. Zur Land- und Forſtwirtſchaftskarte. 

1. Land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe des 
Reiches, des Staates, der Gemeinden, der kom⸗ 
munalen und anderen öffentlichen Körperſchaften ſind 
durch Angabe des Inhabers (Reich, Staat uſw.) 
kenntlich zu machen. 

2. Landwirtſchaftskarten ſind (außer einem 
Gewerbeformular oder Gewerbebogen) auch von 
Kunſt⸗ und Handelsgärtnern auszuſtellen, wenn ſie 
eine Bodenfläche für ihren Betrieb bebauen. Dabei 
muß Bedacht darauf genommen werden, daß das 
bei der Bodenbearbeitung tätige Perſonal der Gärt⸗ 
nerei von den im gewerblichen Betriebe beſchäftigten 
Perſonen getrennt und ohne letzteres in der Land⸗ 
wirtſchaftskarte unter Abſchnitt C aufgeführt wird. — 
Treibhäuſer und andere bauliche Betriebsanlagen ge: 
hören zum gewerblichen Gärtnereibetriebe. 

3. Für Molkerei⸗ und Milchhandelsbetriebe 
ohne landwirtſchaftlich genutzte Fläche ſind lediglich 
Gewerbeformulare oder Gewerbebogen auszuſtellen. 

4. Erbpächter haben ſich, ſofern ſie Eigentümer 
ſind, als ſolche und nicht als Pächter anzugeben 
und die Fläche ihres Betriebes als eigenes Land 
aufzuführen. 

5. Grundſtücke, deren Erträge auf dem Halm, 
auf dem Schnitt, vom Stock oder vom Baum ver⸗ 
kauft werden, ſind vom Verkäufer anzugeben. Dieſer 
und nicht der Käufer hat die Angaben in der Land⸗ 
wirtſchaftskarte zu machen. 

6. Dem forſtwirtſchaftlichen Boden ſind auch 
zuzurechnen: Grenzflügel, Schneiſen, nicht öffent⸗ 
lichen Zwecken dienende Forſtwirtſchaftswege, Pflanz- 
gärten zu forſtwirtſchaftlichen Zwecken, Reutberge 
(Hauberge). 
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7. Gutshandwerker und die von ihnen ange⸗ 
nommenen Arbeitskräfte und Lehrlinge gehören zu 
dem landwirtſchaftlichen Perſonale, fomeit fie auf 
Grund eines Arbeitsvertrages im Dienſte des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebsunternehmers ſtehen. 

8. Land⸗ und Forſtwirtſchaftskarten ſind überall 
da auszuſtellen, wo eine Bodenfläche, wenn auch von 
kleinſtem Umfange, landwirtſchaftlich, gärtneriſch oder 
forſtwirtſchaftlich bewirtſchaftet wird; nur Ziergärten 
find hiervon ausgenommen. Ob eine Landwirt⸗ 
ſchaftskarte auszufüllen iſt, hängt nicht von der 
Größe der bewirtſchafteten Fläche ab, auch nicht 
davon, ob der Ertrag in der eigenen Haushaltung 
verbraucht oder ob er verkauft wird, ebenſowenig 
davon, ob das bewirtſchaftete Land Eigentum, Pach⸗ 
tung oder ſonſt dem Bewirtſchafter überwieſenes 
Land iſt. Der Umſtand allein, daß eine Fläche 
landwirtſchaftlich, gärtneriſch oder forſtwirtſchaftlich 
benutzt wird, iſt entſcheldend für die Ausſtellung 
einer Landwirtſchaftskarte. In gewiſſen Grenz⸗ 
fällen bei ſehr kleinen Flächen, wo man Zweifel 
darüber haben kann, wird nach der Sachlage zu 
urteilen fein: iſt der Anbau von Nußtpflanzen für 
die betreffende Haushaltung von einer gewiſſen 
wirtſchaftlichen Bedeutung, fo wird ein Landwirt⸗ 
ſchaftsbetrieb zu zählen ſein, andernfalls nicht. Wer 
die Gartenwirtſchaft nur zum Vergnügen betreibt 
und ſich das Pfund ſelbſtgezogenen Spargels 5 Mark 
koſten läßt, braucht für ſeinen Garten keine Land⸗ 
wirtſchaftskarte auszufüllen; die Haushaltung kleiner 
Leute dagegen, die auf wenigen Ar Landes einen 
Teil ihres Kartoffelbedarfs baut und dergl., hat 
einen Landwirtſchaftsbetrieb. 

9. Die Lage der zu einem Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaftsbetriebe gehörigen Flächen in verfchiedenen 
Gemarkungen iſt für die Angabe in der Landwirt⸗ 
ſchaftskarte gänzlich bedeutungslos; alle Flächen, wo 
immer ſie liegen, werden dem Betriebe zugerechnet, 
von dem aus ſie bewirtſchaftet werden. Bei Forſt⸗ 
wirtſchaftsbetrieben, bei denen die bewirtſchafteten 
Forſtflächen nicht ſelten in andere Gemarkungen und 
ſelbſt in andere Verwaltungsbezirke hinübergreifen, 
{ft hierauf beſonders zu achten. 

10. Ztergärten, Parkanlagen und dergl. werden, 
wenn für ſonſt bewirtſchaftete Flächen eine Land⸗ 
wirtſchaftskarte auszufüllen iſt, ebenſo wie Haus⸗ 
und Hofräume unter Bi der Landwirtſchaftskarte 
aufgeführt. 

III. Zum Gewerbeformular und Gewerbe— 


bogen. 

1. Lehr⸗ und Unterzichtsanſtalten, die nur der 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht oder der Ver⸗ 
miltelung der allgemeinen Bildung dienen, ebenfo 
die Fach⸗ und ähnlichen Schulen, die lediglich theore⸗ 
tiſchen Unterricht erteilen und ohne Werkſtätten und 


ähnliche Einrichtungen zur praktiſchen Unterweiſung 
betrieben werden, fallen nicht unter die Betriebs⸗ 
ſtatiſtik. 

2. Für See⸗ und Binnenſchiffe ſind Gewerbe⸗ 
bogen nach folgenden allgemeinen Grundſätzen auf⸗ 
zuſtellen: Die Zählungsbehörden haben darauf zu 
achten, daß auf jedem für ein Schiff ausgeſtellten 
Gewerbebogen bei Frage 1 der Name des Schiffes 
un) bei Frage 5 der Heimathafen angegeben iſt. 
Für Reſtaurationsbetriebe auf Schiffen iſt ein be⸗ 
ſonderer Gewerbebogen oder ein Gewerbeformular 
auszuſtellen, auf Seeſchiffen nur dann, wenn de 
Reſtaurationsbetrieb an einen beſonderen Wirt ver⸗ 
pachtet iſt. 

J. Seeſchiffahrt: Für jedes im deutſchen 
Schiffsregiſter eingetragene Seeſchiff iſt der Zählungs⸗ 
behörde des Heimathafens ein Gewerbebogen ein⸗ 
zuliefern. Bei Schiffahrtsgeſellſchaften erfolgt die 
Aufnahme durch deren Vermittelung. Ausgenommen 
ſind diejenigen Seeſchiffe, die ihrer gegenwärtigen 
Beſtimmung gemäß ausſchließlich zwiſchen aus⸗ 
ländiſchen Häfen verkehren. 

II. Die Küſtenfiſcherei, die auf nicht im 
Schlffsregiſter eingetragenen Seefchiffen erfolgt, wird 
am Wohnort des Küſtenfiſchers feſtgeſtellt. 

III. Für jedes deutſche Fahrzeug der Binnen⸗ 
ſchiffahrt, auf dem ſich regelmäßigerweiſe 
eine Haushaltung befindet, iſt ein beſonderer Gewerbe⸗ 
bogen auszuſtellen. Die Zählung erfolgt an dem 
Orte des Inlandes, an dem ſich das Schiff am 
12. Juni d. Js. befindet, gleichzeitig mit der Per⸗ 
ſonenzählung. Dasſelbe gilt für Flöße. 

Außerdem haben die Verwaltungen der Binnen⸗ 
ſchiffahrtsbetriebe an ihrem Sitze für jedes Binnen⸗ 
ſchiff der im Abſatz 1 erwähnten Art einen Gewerbe⸗ 
bogen auszuſtellen. Die Zählungsbehörde des 
Heimathafens hat darauf zu achten, daß für alle am 
Orte eingetragenen Binnenſchiffe ein Gewerbebogen 
ausgeſtellt wird, auch für ſolche, die ſich am 12. Juni 
d. Js. im Auslande befinden. 

3. Auch für herrſchaftliche Gärtnereien ſind 
Gewerbeformulare oder Gewerbebogen auszuſtellen. 

4. Für Hauſierbetriebe werden Erhebungs⸗ 
papiere am Orte der vorübergehenden Anweſenheit 
des Hauſierers ausgefüllt. Bei Hauſierbetrieben iſt 
darauf zu achten, daß oft die Ehefrau mit den vom 
Manne gefertigten Waren haufiert. Dieſe ſtellt kein 
Gewerbepapier aus, ſondern iſt als Gehilfin des 
Mannes zu zählen. 

5. Ruhende Zweiggeſchäfte ſind nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. 

6. Vertretungen und Agenturen ſind nicht als 
Zweiggeſchäfte anzuſehen, es ſei denn, daß ſie vom 
Hauptgeſchäfte eingerichtet find und für deſſen Rech⸗ 
nung betrieben werden. 
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7. Unter offenen Verkaufsftellen find ſowohl 
Läden wie auch Verkaufsſtände in Markthallen und 
ähnliches zu verſtehen, dagegen nicht Verkaufs⸗ 
automaten. 

8. In den Haushaltungsliſten verzeichnete 
Familienangehörige, die im Betriebe als wirkliche 
Geſellen tätig ſind, müſſen dementſprechend unter 
9 Ad des Gewerbebogens und 9a des Gewerbe⸗ 
formulars, die helfenden Familienangehörigen unter 
9 Ag des Gewerbebogens und 9 b des Gewerbe⸗ 
formulars erſcheinen. Iſt ein Familienangehöriger 
in einem Gewerbe des Familienvorſtandes als Geſelle 
tätig und hilft in einem anderen Gewerbe vorüber⸗ 
gehend mit, ſo kann er für dieſes nicht mehr gezählt 
werden. Betreibt der Inhaber eines Gewerbes noch 
ein anderes Gewerbe, ſo hat er ſich für dieſes nicht 
mehr unter dem Perſonal aufzuführen, da ſonſt eine 
Doppelzählung vorkommen würde. 

9. Handelsbetriebe, die einen Handwerker be⸗ 


ſchäftigen (z. B. Herrenkleidergeſchäfte mit einem 


Schneldergeſellen), ſtellen für dieſen kein Gewerbe⸗ 
papier aus; er zählt zu dem Perſonale des kauf⸗ 
männiſchen Betriebes. 

10. Angaben unter 9 Ag des Gewerbebogens 
und 9 b des Gewerbeformulars bedürfen einer be⸗ 
ſonderen Kontrolle an der Hand der Haushaltungs⸗ 
f und nötigenfalls der Aufklärung durch Rück⸗ 
rage. 
453. II. Nachtrag 
zum „Neuen Statute“ der Brandenburgiſchen land⸗ 

wiriſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft. 

1. Im 8 26 Abſ. 2 wird ſtatt: „100“: „50“ 
und ſtatt: „4 Mark“ jedesmal „2 Mark“ geſetzt. 

2. Der § 27 Abſ. 3 erhält folgende neue 
Faſſung: 


„Wenn der Betrieb einer Gärtnerei nicht 
nur in eigener Bodenbewirtſchaftung beſteht, 
ſondern ſich auch auf die Herrichtung und 
Unterhaltung fremder Gartenanlagen erſtreckt, 
jo find für die letztere Betriebstätigkeit, ſo⸗ 
fern nicht bereits Abſatz 2 Anwendung findet, 
beſondere Beiträge wie für Nebenbetriebe, 
jedoch nach dem Satze von 1 Mark für je 
volle 50 Arbeitstage zu entrichten.“ 

3. In § 40 Abſ. 2 find hinter dem Worte 
„Mäfter” einzuſchieben die Worte: „Teichwärter, 
Oberſchweizer, Rindvieh⸗ und Milchkontrolaſſiſtenten.“ 

4. Im § 43 Abf. 1 iſt die Zahl „2000“ zu 
erſetzen durch „1500“. 

Ziffer 1, 2 und 3 des II. Nachtrages zum 
„Neuen Statute“ der Brandenburgiſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft treten mit dem 
1. Januar 1907, Ziffer 4 mit dem 1. April 1907 
in Kraft. 

Beſchloſſen von der Genoſſenſchaftsverſammlung 
zu Berlin am 17. Dezember 1906. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand. 
gez.: Gerhardt, 
Landesdirektor der Provinz Brandenburg. J. V. 

Der vorſtehende II. Nachtrag zum „Neuen 
Statut“ der Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft wird gemäß $ 40 des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes für Land⸗ und Forſtwiriſchaft 
genehmigt. 

Berlin, den 8. März 1907. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt. 

Abteilung für Unfallverſicherung. gez. Kries. 
454. Zu unſerm Tarif iſt mit Gültigkeit vom 
20. Juni ein Nachtrag 10 erſchienen. 

Betriebsverwaltung der Spreewaldbahn. 


Zur Beachtung! 
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